
Information 
nach Art. 13 der Europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) bei der betroffenen 
Person oder nach Art. 14 wenn die Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben wurden 

Verantwortlicher  
(Fachbereich/Institut/Betrieb, 
Funktion, Anschrift, Telefon,  
E-Mail) 

Stadt Garbsen - vertreten durch den Bürgermeister - 
Rathausplatz 1 
30823 Garbsen 
Telefon: 05131 707-594 
E-Mail: bürgermeister@garbsen.de 

Vertreter/in 
(Fachbereich/Institut/Betrieb, 
Funktion, Anschrift, Telefon,  
E-Mail) 

Auftragsvergebende Organisationseinheit der Stadt Garbsen 
(Die Kontaktdaten der auftragsvergebenden Organisationseinheiten 
können den Ausschreibungsunterlagen entnommen werden.)   
Rathausplatz 1 
30823 Garbsen 
Telefon: 05131 707-0 
E-Mail: pressestelle@garbsen.de 

Datenschutzbeauftragter 

Mail) 

 Hannoversche Informationstechnologien AÖR 
(Funktion, Anschrift, Telefon, E-     

Hildesheimer Straße 47 
30169 Hannover 
Telefon: 0511 70040-347 
E-Mail: datenschutz@hannit.de 

Zweck der Datenverarbeitung 
(Nennung der Hauptaufgaben) 

Zweck der Datenverarbeitung ist, Vergabeverfahren nach den Vorgaben 
der einschlägigen Vergabebestimmungen durchzuführen. Ihre 
personenbezogenen Daten werden im Rahmen des Vergabeverfahrens 
dokumentiert und der Vergabeakte beigelegt.  

Wesentliche Rechtsgrundlage  
(sowohl materiell-rechtlich  
als auch verfahrens- und 
datenschutzrechtlich) 

Ihre Daten werden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b), c) und e) 
DSGVO in Verbindung mit den vergaberechtlichen Bestimmungen 
verarbeitet. Dazu gehören insbesondere: Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), Verordnung über die Vergabe 
öffentlicher Aufträge (VgV), Vergabe- und Vertragsordnung für 
Bauleistungen (VOB/A), Verordnung über die Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen im Bereich des Verkehrs, der Trinkwasserversorgung und der 
Energieversorgung (SektVO), Niedersächsischen Tariftreue- und 
Vergabegesetz (NTVergG), Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) sowie 
Verordnung über die Vergabe von Konzessionen (KonzVgV). 

Art der personenbezogenen 
Daten 

Wir verarbeiten die personenbezogenen Daten, die Sie uns im Rahmen des 
Vergabeverfahrens zur Verfügung stellen. 
Das sind insbesondere: 

 Persönliche Kontaktdaten und Namen von Unternehmen, soweit 
es sich um natürliche Personen oder Personengesellschaften 
handelt, und Kontaktdaten von Ansprechpersonen des 
Unternehmens (z. B. Vor- und Nachname, Adresse, E-Mail-
Adresse, Telefonnummer), 

 Daten zur Qualifikation/Eignung eingesetzter Beschäftigter des 
Unternehmens, 

 Referenzen über in der Vergangenheit ausgeführte vergleichbare 
Leistungen. 

Eine Datenerhebung darüber hinaus erfolgt nur, sofern wir dazu rechtlich 
verpflichtet sind oder Sie eingewilligt haben. 

Empfänger und Kategorien von 
Empfängern der Daten 
(im Regelfall) 

Alle personenbezogenen Daten, die im Rahmen der gesetzlichen 
Verpflichtungen verarbeitet werden, werden nur dann weitergegeben, 
wenn die Übermittlung gesetzlich zulässig ist.  
Zu den Empfängern aufgrund einer gesetzlich zulässigen Übermittlung 
können insbesondere gehören: 
 Unterlegene Bieter, die einen Antrag nach § 62 Abs. 2 VgV stellen 

bzw. gemäß § 46 Abs. 1 UVgO, § 19 [EU] Abs. 2 VOB/A oder gemäß 
§ 134 GWB über die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen 
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Angebotes sowie den Namen des erfolgreichen Bieters zu 
unterrichten sind. 

 Die Stelle zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen 
Vergabebestimmungen.  

 Gerichte im Fall von Klagen. 
Des Weiteren können im Rahmen von Vergabeverfahren extern 
beauftragte Dritte (z. B. Architekten, Ingenieure, Projektsteuerungen 
sowie sonstige Berater/innen) beteiligt sein, z. B. im Rahmen der Prüfung 
und Wertung von Teilnahmeanträgen und Angeboten. 

Datenübermittlung 
(findet eine Übermittlung an Dritte, in 
Drittländern (Nicht-EU-
Mitgliedsstaaten) oder inter-nationale 
Organisationen statt?) 

Ihre personenbezogenen Daten werden nicht an Dritte, in Drittländer 
(Nicht-EU-Mitgliedsstaaten) oder an internationale Organisationen 
übermittelt. 

Dauer der Speicherung und 
Aufbewahrungsfristen 
(aus rechtlichen Bestimmungen 
wie z. B. Kassen- oder 
Steuerrecht) 

Ihre personenbezogenen Daten sind bis zum Ende der Laufzeit des 
Vertrags oder der Rahmenvereinbarung aufzubewahren, mindestens 
jedoch für drei Jahre ab dem Tag des Zuschlags (§ 6 Absatz 2 UVgO, § 20 
VOB/A und § 8 Absatz 4 VgV, § 20 VOB/A EU sowie § 6 KonzVgV). Das 
Angebot, auf das der Zuschlag erteilt wurde, wird mindestens so lange 
gespeichert, bis alle Verpflichtungen des Auftragnehmers aus dem 
entsprechenden Vertrag erloschen sind. 
 
Es kann eine über diesen Zeitraum hinausgehende Speicherung erfolgen, 
sofern wir aus spezialrechtlichen Vorschriften (z. B. § 147 Abgabenordnung 
oder § 41 Abs. 2 Kommunalhaushalts- und Kassenverordnung) zu einer 
längeren Speicherung verpflichtet sind oder die Erhaltung von 
Beweismitteln im Rahmen der gesetzlichen Verjährungsvorschriften eine 
längere Speicherung erforderlich machen. Die konkrete Speicherdauer 
bzw. Löschfrist Ihrer personenbezogenen Daten, können Sie bei der 
auftragsvergebenden Organisationseinheit erfragen.  

Rechte der betroffenen Person 
(allgemeine Aufzählung, 
Voraussetzungen) 

Betroffene Personen haben folgende Rechte, wenn die gesetzlichen und 
persönlichen Voraussetzungen erfüllt sind: 
 Recht auf Auskunft über die verarbeiteten personenbezogenen Daten, 

Art 15 DSGVO 
 Recht auf Berichtigung unrichtiger Daten, Art 16 DSGVO 
 Recht auf Löschung, Art. 17 DSGVO 
 Einschränkung der Datenverarbeitung, Art. 18 DSGVO 
 Recht auf Datenübertragbarkeit, Art. 20 DSGVO 
 Recht auf Widerspruch gegen die Datenverarbeitung wegen 

besonderer Umstände, Art. 21 DSGVO 
 Recht auf Beschwerde an die Aufsichtsbehörde bei 

Datenschutzverstößen, Art 77 DSGVO  
Zuständige Aufsichtsbehörde 
(Bezeichnung, Anschrift, 
Telefon, E-Mail, Homepage) 

 Der Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen
Prinzenstraße 5 
30159 Hannover 
Telefon: +49 (0511) 120 45 00 
Telefax: +49 (0511) 120 45 99 
E-Mail: poststelle@lfd.niedersachsen.de 

Automatisierte 
Entscheidungsfindung  

-Entfällt-  

Ggf. berechtigte Interessen 
(Art. 6 Abs. 1 oder Art. 9) 

-Entfällt- 

Ggf. Quelle aus der die Daten 
stammen 

-Entfällt- 




